Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 20 Ausgegeben Danzig, den 7. April 1922 


37 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Gewährung einer Wirtſchaftsbeihilfe an die unmittelbaren Staatsbeamten. 
8 1 

Jedem planmäßig lendgültig) angeſtellten unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig 
wird eine laufende widerrufliche Wirtſchaftsbeihilfe in Höhe von 1600 Mk. jährlich mit Wirkung vom 
1. Januar 1922 gewährt. 

Außer dieſer laufenden widerruflichen Wirtſchaftsbeihilfe wird den planmäßig (endgültig) angeſtellten 
unmittelbaren Staatsbeamten der Freien Stadt Danzig, welche, mindeſtens ſeit dem 1. Dezember 1921 im 
Staatsdienſt ſind, eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe gewährt, welche * 
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Weibliche Beamte in den in der Beſolbungsorbnung A einem + 1 8 Stellen aba die 
laufende und einmalige Wirtſchaftsbeihilfe um 10. v. H. gekürzt. 
8 2. 
Den nichtplanmäßig (nicht endgültig) angeſtellten Beamten, den wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit 
planmäßiger Vergütung an der Techniſchen Hochſchule und den dieſen gleichgeſtellten Hilfskraften der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule werden die im § 1 bezeichneten Wirtſchaftsbeihilfen in folgender Höhe gezahlt: 
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*) Anlage 1 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 23. 12. 1921 (G. Bl. S. 229). 


100 
Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem f bezeichnet find, erhalten 
die Wirtſchaftsbeihilfen um 10. v. H. gekürzt. 
§ 3. 

Wird der Ortszuſchlag gemäß § 5 Abſ. 2 und 3 und § 19 Abſ. 6, des Beamtendienſteinkommens⸗ 
geſetzes nicht voll gezahlt, ſo ſind auch die Wirtſchaftsbeihilfen nur in dem entſprechenden Teilbetrag zu zahlen. 
§ 4. 

Die Zahlung der laufenden Wirtſchaftsbeihilfe erfolgt in gleicher Weiſe wie die der ſonſtigen Dienſt⸗ 
bezüge (§ 25 des Beamtendienſteinkommensgeſetzes). 
Stichtag für die Gewährung der einmaligen Wirtſchaftsbeihilfe wi der 1. März 1922. 


8 5 
Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes enttehenben. Ausgaben find zunächſt den durch das 
Geſetz zur Beſtreitung des außerordentlichen Geldbedarfs der Freien Stadt Danzig vom 4. Mai 1921 
(Gefegblatt S. 51) bewilligten Anleihemitteln zu entnehmen. Späteſtens am 1. Pai 1922 muß die Deckung 
durch beſondere Geſetze geregelt ſein. i 


8 6. . 
Dieſes Geſetz tritt ſofort in Kraft. 


Danzig, den 5. April 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


Schriftleitung: Büro des Senals der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


